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1 Ausgangssituation

Viele westliche Länder haben ein staatliches Krankenversicherungssystem mit einkom-
mensabhängigen Beiträgen. Damit stellt das staatliche Gesundheitssystem eine zweifache
Solidarität bereit:

1. Umverteilung zwischen Gesunden und Kranken
2. Umverteilung zwischen Arm und Reich

Die vorliegende Arbeit von Mathias Kifmann geht der Frage nach, welche Gründe dafür
sprechen, beide Umverteilungsziele im Rahmen einer staatlichen Gesundheitsversorgung
zu verwirklichen.

Diese Thematik ist insofern relevant, da, wie Kifmann darstellt, einige Autoren kritisieren,
dass die Kombination der beiden Aspekte zumindest im deutschen System der Gesetz-
lichen Krankenversicherung (GKV) zu Ineffizienzen führt. Dies sind u. a. die hohen Lohn-
nebenkosten, da nur Lohnbeiträge zur Finanzierung berücksichtigt werden. Außerdem sind
versicherungsspezifische Anreize in der GKV wie ein Selbstbehalt schwer zu implemen-
tieren. Daher argumentieren diese Autoren, dass bei Beibehaltung der Umverteilungsziele
diese getrennt verwirklicht werden sollen. Ein Beispiel hierfür wäre das Schweizer Mo-
dell, bei dem Beiträge zur Krankenversicherung pro Kopf konstant sind (somit nur eine
Umverteilung zwischen Gesunden und Kranken stattfindet), während die Umverteilung
zwischen Arm und Reich über die Einkommensteuer erfolgt.

In der Literatur gibt es nur wenige Arbeiten, die sich mit möglichen Gründen der Kombi-
nation der beiden Umverteilungsaspekte in der GKV auseinander setzen. Die meisten Ar-
beiten nehmen diese Funktionen als gegeben hin und diskutieren dann die sich daraus er-
gebenden Konsequenzen. Eine Ausnahme ist die Arbeit von Henriet und Rochet (1998).
Diese Autoren gehen von der Annahme aus, dass die Einkommensteuer als Instrument zur
Umverteilung zwischen Arm und Reich nicht optimal ist, da sie die Anreize zur Arbeitsauf-
nahme verzerrt. In der Literatur über optimale Steuerlehre wird dieser Problematik Rech-
nung getragen, in dem so genannte „Second-Best“-Lösungen untersucht werden. Henriet
und Rochet argumentieren nun, dass die Gesetzliche Krankenversicherung diese Umver-
teilung (zwischen Arm und Reich) unterstützen kann, falls eine negative Korrelation zwi-
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